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Im Zusammenwirken mit dem Direktor des Kreisgerichts 
wurde gesichert, daß wöchentlich an zwei Tagen Verhand­
lungen in dieser besonderen Verfahrensart durchgeführt 
werden können, wenn die Notwendigkeit dazu besteht. Da­
durch ist es möglich, daß das Gericht generell unter Mitwir­
kung von Schöffen entscheiden kann.

Der Staatsanwalt kann nach § 257 Abs. I StPO schriftlich 
oder mündlich die Verhandlung eines beschleunigten Ver­
fahrens beantragen. Dieser Antrag wird von uns bisher aus­
schließlich schriftlich gestellt. Das hat sich bewährt, weil das 
Gericht anhand des schriftlich vorliegenden Antrags besser 
prüfen kann, ob die Aufgaben des Strafverfahrens mit dieser 
besonderen Verfahrensart gelöst werden können (vgl. auch 
H. P1 i t z in NJ 1977, Heft 13, S. 415; E. T h i e m, a. a. O.).

Wir formulieren den staatsanwaltschaftlichen Antrag in 
der Weise, daß darin alle in § 155 Abs. 1 StPO zur Anklage 
geforderten Angaben enthalten sind. Somit geht aus dem An­
trag hervor, welche Handlung des Beschuldigten den Gegen­
stand des Strafverfahrens bildet und worüber das Gericht 
unter Beachtung des § 241 StPO befinden soll.

Unter diesen Voraussetzungen ist es dann nicht notwendig, 
eine Anklageschrift — die gesetzlich auch nicht gefordert 
wird — einzureichen oder die mündlich vorgetragene Anklage 
zu protokollieren, es sei denn, sie weicht vom Antragsinhalt 
ab. Durch diese Arbeitsweise wird dem Standpunkt des Ober­
sten Gerichts Rechnung getragen, daß im Protokoll über die 
Hauptverhandlung auf den schriftlichen Antrag des Staats­
anwalts verwiesen werden kann (vgl. 4. Plenartagung des

Obersten Gerichts vom 21. Dezember 1982 [OG-Informationen 
1983, Heft 1, S. 16f.] und R. В e c k e  г t in NJ 1981, Heft 10, 
S. 471).

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens ist an 
weitere strafprozessuale Forderungen gebunden. Dazu zählt 
u. a. die ordnungsgemäße Ladung des Beschuldigten. Gemäß 
§ 259 Abs. 3 StPO bedarf es einer Ladung nicht, wenn der 
Beschuldigte äuf diese verzichtet oder vorgeführt wird. In 
allen anderen Fällen ist die 'Ladungsfrist von mindestens 
24 Stunden einzuhalten. Mit der Ladung ist dem Beschuldigten 
mitzuteilen, welche strafbare Handlung ihm zur Last gelegt 
wird (vgl. hierzu BG Leipzig, Urteil vom 19. April 1979 — 2 BSB 
145/79 - NJ 1981, Heft 12, S. 574).

In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß lediglich 
der Hinweis nach der polizeilichen Vernehmung auf eine vor­
gesehene Verhandlung nicht den Charakter einer Ladung be­
sitzt.

Es kann sich bei diesen Angaben lediglich dann um eine 
terminliche Mitteilung an den Beschuldigten handeln, wenn 
dieser ausdrücklich den Verzicht auf eine Ladung erklärt.

Die gesellschaftliche Wirksamkeit der im vergangenen Jahr 
im Kreis Eisenach durchgeführten beschleunigten Verfahren 
kommt m. E. auch darin zum Ausdruck, daß in keinem Fall 
gegen das erstinstanzliche Urteil Berufung eingelegt wurde 
und somit die Beschuldigten diese Art der beschleunigten 
Reaktion auf ihr strafbares Handeln anerkennen.
ARND HERRMANN,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Kreises Eisenach

Rechtsprechung
Arbeitsrecht §

§ 30 Abs. 1 NVO.
Zur Feststellung, welcher Betrieb Benutzer eines Neuerer­
vorschlags und damit der zur Zahlung der Vergütung Ver­
pflichtete ist, muß im Streitfall vom Inhalt und Anliegen der 
vorgeschlagenen Lösung ausgegangen werden.

Ist der Vorschlag auf die Herstellung eines neuen Geräts 
mit verbesserten Gebrauchseigenschaften gerichtet, ist der 
Hersteller des Erzeugnisses auch dann der Benutzer, wenn 
die Anwendung des Geräts zwangsläufig zur Änderung des 
Arbeitsablaufs und der Arbeitsbedingungen in einem anderen 
Betrieb fuhrt, der dazu die Entwicklung des Erzeugnisses 
angeregt hat.
OG, Urteil vom 19. April 1985 - О AK 8/85.

Der beim Verklagten beschäftigte Kläger zu 1) reichte am
2. Juli 1980 den beim Verklagten registrierten Neuerervor­
schlag ein. Der Vorschlag mit der Kurzbezeichnung „Dosier­
baustein für das Dosiergerät für flüssige Betonzusatzmittel“ 
hatte den Bau einer Waage mit Potentiometerabtastung zum 
Inhalt, auf der diese Zusatzstoffe dosiert werden können. Der 
Kläger zu 2) wurde später als Miteinreicher des Vorschlags 
festgestellt.

Der Verklagte stellte Waagen nach der neuerungsgemäßen 
Lösung her und lieferte sie an Baubetriebe der DDR aus. Oie 
Zahlung von Vergütung an die Kläger lehnte er vor allem 
mit der Begründung ab, nicht er sei Benutzer des Neuerer­
vorschlags, sondern der VEB Bau- und Montagekombinat E.

Das Kreisgericht vertrat die gleiche Rechtsauffassung und 
wies deshalb die gegen den Verklagten gerichtete Klage ab.

Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Zwischen den Prozeßparteien besteht kein Streit darüber, 
daß der Vorschlag der Kläger die Anforderungen an einen 
Neuerervorschlag gemäß § 18 NVO erfüllt und daß er be­
nutzt wird. Meinungsverschiedenheiten bestanden darüber, 
worin die Benutzung des Vorschlags besteht und wer dem­
zufolge Benutzer und zur Zahlung der Vergütung verpflich­
tet ist.

Die Kläger haben die Auffassung vertreten, die Benut­
zung ihres Vorschlags sei die neuerungsgemäße Herstellung 
der Spezialwaage. Da dies durch den Verklagten erfolgt sei, 
sei er Benutzer und müsse die Vergütung zahlen.

Demgegenüber hat der Verklagte vorgetragen, der Vor­
schlag sei nicht auf die Herstellung der Waage gerichtet, son­
dern auf die Veränderung der Technologie bei der Betonher­
stellung, weshalb nicht er, sondern der VEB Bau- und Mon­
tagekombinat E. der Benutzer sei.

Das Kreisgericht hatte deshalb zunächst die Frage zu prü­
fen, welches Problem durch den Vorschlag gelöst wird und 
worin die Lösung besteht. Davon war abzuleiten, was als 
Benutzungshandlung gilt und wer Benutzer des Neuerer­
vorschlags ist. Das Kreisgericht hat diese Prüfung durch­
geführt. Es hat dabei aber Inhalt und Anliegen des Vorschlags 
nicht ausreichend beachtet und ist deshalb-zu einem unrich­
tigen Ergebnis gelangt.

Die fehlerhafte Einschätzung, der Anwender der Waage 
sei der vergütungspflichtige Benutzer, weil durch den Neue­
rervorschlag die Technologie der Betonherstellung verän­
dert werde, hat offensichtlich ihre Ursache darin, daß das 
Kreisgericht die Formulierung im schriftlichen Vorschlag 
„Ich schlage vor, die flüssigen BZM auf einer Waage mit 
Potentiometerabtastung zu dosieren“ isoliert betrachtet und 
nicht das Anliegen des Vorschlags nach seinen inhaltlichen 
Aspekten gewürdigt hat.

Die Kläger haben dort dargelegt, es gäbe bislang kein ge­
eignetes Gerät zur exakten Messung der beizumengenden 
Zusatzstoffe. Vorhandene Vorstellungen über solche Geräte 
seien in der Praxis nicht verwirklicht worden. Eine Waage 
mit Potentiometerabtastung sei aber herstellbar und geeig­
net. Im Vorschlag wird deshalb folgerichtig der Bau dieser 
Waage beschrieben. Indem der Verklagte entsprechend die­
sem Vorschlag Waagen mit Potentiometerabtastung herstellte, 
hat er den Neuerervorschlag benutzt.

Der in der Rechtsprechung entwickelte Grundsatz, daß 
Benutzer eines Neuerervorschlags der Betrieb ist, dessen Er­
zeugnisse, Technologien oder Betriebsabläufe verändert wer­
den, ist vom Kreisgericht nicht richtig beachtet worden. Eine 
Veränderung in diesem Sinne ist auch die Herstellung neuer 
Erzeugnisse bzw. die Einführung neuer Technologien. Die 
Veränderung der Technologie der Betonherstellung ist die 
Folge aus der Anwendung der vom Verklagten hergestellten 
Waagen mit Potentiometerabtastung. Die Entwicklung dieser 
Waage ist Inhalt des Neuerervorschlags. Ihre Herstellung ist 
folglich die Benutzung des Vorschlags, weil nur hierin die 
praktische Verwirklichung der neuerungsmäßigen Lösung 
liegt.

Daß die Waage mit ihren verbesserten Gebrauchseigen­
schaften ein praktisches Bedürfnis anderer Betriebe befrie-


